
Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz;

Hechtssatz %

Verwaltungsrecht - Allgemeines «'Allgemeines 
Enteignungsrecht) - Preisstop VO v» 26« Novem­
ber 1936 § 1 - RdErle d Hfiom f.d Preisbil- 
dung Hr 64/41 v. 10. Juni 1941 (MittBl i 350) 
und Hr 66/42 v. 1. Juli 1942 (MittBl I 438) - 
PrinteignS § 10.

Sind nach dem 17. Oktober 1936 auf landwirt- 
schaftlich genutztem Boden von einem Britten 
Wohnungsbauten errichtet worden, deren Be­
seitigung der Grundstückseigentümer nicht 
verlangen kann, so ist das Grundstück auch 
im Sinne der Freisstopbestimmungen ein bebau­
tes« Bie Entschädigung für eine spätere 
Enteignung - auch vor Aufhebung des Preis- 
stops für bebaute Grundstücke - ist daher 
nicht nach dem Werte für landwirtschaftlich 
genutzten Boden, sondern nach dem für bebau­
ten Grund und Boden festzusetzen, soweit 
nicht die Voraussetzungen des § 10 Abs 2 
PrEnteignG vorliegen»

Aktenzeichens V SR 146/54 
Urto des BGH vom 16. Mai 1956 OLG Oldenburg



V ZR 146/54 y  Q

Verkündet
am 16. Mai 1956 
Hoffmeister, Just.Ang. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Bechtsstreit

der Stadt. vertreten durch den Verwaltungs-ausschuß,
Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Bevisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter* Bechtsanwalt Prof.Br.

gegen

Prau Wesseline geb.
Klägerin, Berufungsklägerin und 
Bevisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Bechtsanwalt Prof.Br

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 16. Mai 1956 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br. Tasche und der Bundesrichter 
Schuster, Br. Großmann, Br. Spieler und Br« Borschel

für Eecht erkannt«

Bie Bevision gegen das Urteil des 4« Zivil 
Senats des Oberlandesgerichts in Oldenburg 
vom 22. Juni 1954 wird auf Kosten der Beklag­
ten zurückgewiesen»

>

Von Hechts wegen
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Tatbestands

Die Klägerin ist Eigentümerin eines Hofes in
den sie mit ihrem Mann bewirtschaftet.. Zu diesem 

Hof gehört eine Parzelle 47/28 der Plur 10 der Gemarkung 
die unmittelbar an der Landstraße 

liegt und an die in Richtung die Parzelle 80/28
der Plur 9 dieser Gemarkung angrenzt* Beide sind im wesent­
lichen Weideland*

Der Ehemann der Klägerin hatte von der Parzelle 47/28 
einen an die Parzelle 80/28 angrenzenden Teil von 3 350

• * 4Quadratmeter gemäß Vertrag vom 28. April 1944 an den Reichs­
fiskus (Kriegsmarine) gegen einen jährlichen Mietzins von 
52;50 Reichsmark vermietet« Nach § 5 dieses. Vertrages war 
der Mieter bei Aufhebung des Mietvertrages verpflichtet, 
das Mietgrundstück .in dem Kulturzustande zurückzugeben, in 
dem es sich vor der Inanspruchnahme befunden hatte. Die
Kriegsmarine hatte beabsichtigt, auf diesem Land Munitions-* % x
bunker zu errichten. Der Bau war jedoch bis zum Kriegsende 
nicht vollendet worden«

Im Jahre 1945 hatte die Beklagte das Mietgrundstück 
in Besitz genommen und in der Zeit von 1947 bis 1950 die 
Bunkerteile zu mehreren Wohnhäusern mit. 18 Wohnungen aus­
gebaut o

Nachdem Verhandlungen mit der Klägerin wegen Ankaufs 
des Grund und Bodens durch die Beklagte nicht zum Ziel//ge­
führt hatten, beantragte die Beklagte am 31* Mai 1950 beim 
Regierungspräsidenten in A^//^ die Enteignung' *' dieses 
Grundstücksteils auf Grund der Verordnung zur Behebung der 
dringendsten Wohnungsnot vom 9« Dezember 1919 (RGBl 1968; 
nachstehend s "Behebungsverordnung11) • Der Regierungspräsident 
erließ als Bezirkswohnungskommissar am 15- September 1951 
einen Enteignungsbescheid Uber das von der Beklagten in
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Anspruch genommene Land zu deren Gunsten zum Zwecke der 
Errichtung von Ersatzhauten für bombenzersfcörte Wohnungen 
und zur Behebung dringender Wohnungsnot in E^JP. Als Ent­
schädigung setzte er 3 350 DM (= 1 UM für den Quadratmeter) 
fest« Als Eigentümer bezeichnete er im Bescheid den Bauern 
Lütjen den Va‘terder Klägerin. Zugestellt wurde
der Bescheid indessen der Klägerin, und. zwar am 20. Sep­
tember 1951 o

Die Klägerin legte Einspruch ein mit'dem Anträge, den 
Enteignungsbescheid aufzuheben, hilfsweise die Entschädigung 
auf 2,50 DM je Quadratmeter festzusetzen. Der Regierungs­
präsident wies den Einspruch am 24 * November 1951 als unbe­
gründet zurück.

Mit der am 16. Oktober 1951 beim Landgericht einge­
reichten Klage hat die Klägerin beantragt, in erster Linie 
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet sei, eine weite­
re Enteignungsentschädigung von 5 025 DM (= weitere 1,50 DM 
je Quadratmeter) zu zahlen, hilfsweise die Beklagte zu ver­
urteilen’ eine solche nebst 4 v.H. Zinsen seit dem 15* Sep­
tember 1951 zu zahlen.

Sie hält die festgesetzte Entschädigung für unzurei­
chend, da das Land als Acherland beurteilt worden sei, wäh- m 
rend es mindestens als Bauland hätte eingesetzt werden müs­
sen. Auch meint sie, die Erschwerungen seien unzureichend 
berücksichtigt, die durch das Herausschneiden dieser fläche 
und durch die schädlichen Einwirkungen seitens der Bewohner 
der von der Beklagten gebauten Häuser für sie in der Führung 
der Landwirtschaft entstanden seien. Deshalb erachtet sie 
einen Betrag von mindestens 2,50 DM für den Quadratmeter 
für angemessen.

Die Beklagte hat ihren Abweisungsantrag damit begrün­
det, die festgesetzte Entschädigung sei durchaus angemessen 
da es sich nicht um Bauland, sondern um landwirtschaftlich
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genutztes Land handele.

Das Landgericht hat zwei Sachverständige gehört. Der

von 2,50 DM nicht als zu hoch, sondern als mäßig bezeichnet.

liehen Hutzungswert auf 0,50 DM, den .Baulandwert auf 2,50 
DM je Quadratmeter bemessen. Indessen hat das Landgericht 
die Auffassung vertreten, das enteignete Land sei weder 
als Bauland noch als bebautes Grundstück, sondern nur als 
landwirtschaftlich genutztes anzusehen. Auch hat es die 
Festsetzung der Entschädigung den Freisstopvorschriften un­
terstellt, die eine höhere Bewertung als mit 1 DM für den 
Quadratmeter nicht züließen (vgl auch Bescheid des Regie­
rungspräsidenten Preisüberwachungsstelle - vom
25- Juni 1952). Demgemäß hat es die Festsetzung durch den 
Enteignungsbescheid als sachgemäß angesehen und deshalb 
die Klage abgewiesen.'

Mit der Berufung hat die Klägerin ihre Klaganträge 
unter Wiederholung und Ergänzung ihres Vorbringens weiter 
verfolgt. Die Beklagte hat die Zurückweisung des Rechtsmit­
tels beantragt und ihren bisherigen Standpunkt aufrecht­
erhalten.

Das Berufungsgericht hat ein Gutachten der Landwirt­
schaftskammer O 0 H f c e i n g e h o l t ,  das für den Grund und' 
Boden als Rohbauland 1,50 DM für den Quadratmeter für ange­
messen hält und als einmalige Abfindung für die Betriebs­
beeinträchtigung der Restgrundstücke 1 222,65 DM errechnet.

Das Berufungsgericht hat dem Hilfsantrag der Klage 
stattgegeben.

Mit der zugelassenen Revision erstrebt die Beklagte 
die Wiederherstellung des Urteils des Landgerichts, während

beeidigte Auktionator hat den geforderten Preis

Rechtsanwalt und Hotar von S hat den landwirtschaft-



die Klägerin das Rechtsmittel zurückgewiesen haben will

Entscheidungsgründe s

• Io

Das Berufungsgericht iäßt es dahingestellt, ob die 
vom Regierungspräsident festgesetzte Ent Schädigung von 1 DM 
für den Quadratmeter für Weideland angemessen sei und ob 
das enteignete Grundstück als Weideland oder Bauland anzu­
sehen seio Beides hält es für die Entscheidung nicht für 
erheblich«

* -

Es geht davon aus/ die Beklagte habe ohne vorherige 
Verständigung mit der Klägerin schon vor der Währungsre­
form begonnen, auf dem Grundstück unter Benutzung der Bunker 
Wohnungen zu errichten und habe bis zum Jahre 1950 für 18 
Familien Wohnmögliphkeit geschaffen. Ihrem Antrag an den 
Regierungspräsidenten vom 31. Mai 1950 auf Enteignung des 
Grundstücks entnimmt es ferner, die Beklagte habe das nicht 
zu einem vorübergehenden Zweck, sondern für die Dauer*getan, 
denn si£ habe erhebliche Kosten aufgewandt und im Hinblick 
hierauf:den Ankauf der Bunker und der Grundfläche beschlossen»

Aus dem Mietvertrag vom 28. April 1944 mit dem Reichs­
fiskus folgert das Berufungsgericht zwar, daß die Bunker- 
bauteri nicht wesentliche Bestandteile des Grundstücks ge­
worden seien, indem sich ihr vorübergehender Zweck aus der 
vorgesehenen Wiederherstellung des früheren Kulturzustan­
des ergebe. Durch die andere Zweckbestimmung seitens der 
Beklagten und ihren Ausbau sind sie aber nach seiner An­
sicht wesentliche Bestandteile geworden, da sie nunmehr 
fest und nicht mehr nur zu einem vorübergehenden Zweck mit 
dem Grund und Boden verbunden worden seien. Demgemäß sieht 
es die Klägerin als Eigentümerin des Grundstücks auch als 
Eigentümerin der Wehrmachtsbunker und der weiteren Gebäude on*
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Auf Grund dieser Feststellungen vertritt es die An­
sicht, die Enteignung habe mit dem Grund und Boden auch 
die fest mit ihm verbundenen Gebäude als wesentliche Be­
standteile umfaßt und die Entschädigung hätte daher nicht 
nach den Regeln für Weideland, sondern nach dem Wert bebau­
ter Grundstücke bemessen werden müssen« Unter Abzug der 
Verwendungen der Beklagten nimmt es an, dieser Wert sei 
keinesfalls niedriger als der von der Klägerin begehrte Be­
trag von 8 375 DM (3*350 DM festgesetzte Entschädigung und 
mit der Klage geforderte weitere 5 025 DM).

An seiner Berechnung sieht sich das Berufungsgericht 
auch nicht durch § 3 der Behebungsverordnung gehindert, die 
nur die Beachtung von Wertsteigerungen infolge außerordent­
licher Verhältnisse des Krieges verbiete, während hier die 
Wertsteigerung auf den Entschluß des Finanzamts, das Grund­
stück der Beklagten zu Überlassen, und auch auf deren Kach- 
kriegsmaßnahmen beruhe. Es hält auch keinen Verstoß gegen 
die Preisvorschriften für gegeben, da es sich nicht mehr um 
Weideland, sondern um ein ganz anderes Grundstück infolge 
der Maßnahmen der Jahre 1946 bis 1950 handele, das nicht mehr 
,mit dem Preis vom 18. Juni (richtig: 17. Oktober) 1936 be­
wertet werden könne.

Mit einer derartigen Festsetzung glaubt das Berufungs­
gericht der Klägerin auch nichts anderes zuzusprechen, als 
sie begehre ; denn sie erhalte damit insbesondere keine Ent­
schädigung für die zum wesentlichen Bestandteil des Grund­
stücks gewordenen Bauten, welche die Beklagte nach der Wäh­
rungsreform errichtet habe. Eine Untersuchung, in welchem 
Umfange diese Bauwerke zu einer Werterhöhung beigetragen 
hätten und welchen Betrag .sich die Klägerin als ungerecht­
fertigte Bereicherung anrechnen lassen müsse, hält es umso, 
weniger für nötig, als die Parteien sie auch nicht wünschten.
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Demgemäß erachtet das Berufungsgericht zwar nicht 
den Peststellungsantrag, aber den Hilfsantrag auf Zahlung 
für .begründet.

II.

Die Revision wendet sich zunächst gegen die Auffassung 
des Berufungsgerichts, durch den weiteren Ausbau der Bun­
ker und die andere Zweckbestimmung seitens der Beklagten 
seien die Bauten entgegen der vorherigen Gestaltung zu 
wesentlichen Bestandteilen des Grundstücks gewordene Dieser
Gedankengang ist allerdings nicht frei von. Rechtsirrtum.,

# % •
Zutreffend ist zwar der Ausgangspunkt, daß die von

der Kriegsmarine begonnenen Bunkerbauten nicht wesentliche
Bestandteile deB Grundstücks geworden seien. Wie der Senat
in BGHZ 8, 1 ausgesprochen hat, ist ein Gebäude, das ein
Mieter auf dem gemieteten Grundstück errichtet, im Sinne
des § 95 Abs 1 Satz 1 BGB zu einem nur vorübergehenden
Zweck mit dem Grund und Boden verbunden, wenn es nur den

%

Zwecken des Mieters dienen soll. Der Senat hat sich ferner 
der gefestigten Rechtsprechung angeschlossen, daß bei dem 
Bau auf fremden Grund und Boden durch einen Mieter regel­
mäßig vermutet werde, daß er dabei nur in seinem Interesse 
und nicht zugleich in der Absicht handle, das Gebäude nach 
Beendigung des Mietverhältnisses dem Grundstückseigentümer 
Zufällen zu lassen (RGZ 55, 281 [284]; 8 7 4 3  [51]; 153,
231 [236]; BGHZ 10, 171 /£75_1 und Urteil des Senats vom 
23. Oktober 1953 - V ZR 38/52 - S 11, insoweit in NJW 1954, 
265 nicht mit abgedruckt)ö Zweifel- in dieser Hinsicht, kön­
nen hier schon zufolge des Mietvertrags vom 28« April 1944 
nicht bestehen, aus dem das Berufungsgericht mit Recht auf 
einen nur vorübergehenden Zweck der Bunkerbauten schließt. 
Denn der Vertrag sah kein Recht der Grundstückseigentü- 
merin vor, die Bauten selbst zu übernehmen, so daß eine
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Ausnahme von der allgemeinen Regel aus diesem Grunde nicht 
in Betracht kommt (vgl RG in JW 1937- 2265)o Biese Baulich­
keiten stellten also trotz ihrer festen Verbindung mit« dem 
Grund und Boden im Rechtssinne bewegliche Sachen (RGZ 55, 
281$ RG in Warn 1934- Nr 19 [S 40]) im Eigentum des Wehr­
machtsfiskus dar» Dieses Eigentum ging mit dem Zusammen­
bruch des Deutschen Reiches im Jahre 1945 und mit der Auf­
lösung der Wehrmacht nicht* unter»

Dem Berufungsgericht ist aber darin nicht zu folgen, 
daß es aus einer späteren Änderung der Zweckbestimmung 
durch die Beklagte, wobei ihre Ermächtigung hierzu durch 
das Finanzamt als Verwalter für den Gebäudeeigentümer un­
terstellt werden mag, herleitet, die Bauten seiei'f nunmehr 
wesentliche Bestandteile des Grundstücks geworden. Denn § 95 
BGB stellt auf den Zeitpunkt der Verbindung der Sachen mit 
dem Grund und Boden ab und besagt nicht, daß der Ausschluß 
der Bestandteilseigenschaft nur so lange gilt, als der ur­
sprüngliche Zweck der Verbindung fortdauert (BGB RGRK 10» 
Aufl § 95 Anm 1 a.E.; a.A» Staudinger, 10» Aufl, § 95 Rand- 
Nr 9)» Waren die Bunkerbauten bewegliche Sachen im Rechts- 
s.inne, dann müßte sich ihre weitere dingliche Rechtslage 
grundsätzlich nach §§ 929 ff BGB regeln. Diese Auffassung 
wird auch z.B» von Soergel (BGB 8» Aufl § 95 Anm 2), Oert- 
mann (BGB 3. Aufl § 95 Anm 1 b S 285), Planck (BGB 4» Aufl 
§ 95 Anm 6 mit Einschränkung) und Stillschweig in seiner 
Anmerkung JW 1923, 790 zu der aaO wiedergegebenen gegentei­
ligen Meinung des Reichsfinanzhofes vertreten, während 
Schlegelberger-Vogels die §§ 946, 947 BGB entsprechend an­
wenden wollen, falls keine Rechte Dritter begründet sind 
(BGB § 95 Anm IV a) und Staudinger aaO auf die Aufrecht­
erhaltung der Zweckbestimmung abstellt. Das Reichsgericht 
hat angenommen, bei späterer Vereinigung des Eigentums am 
Grundstück und an den "beweglichen Sachen” dieser Art wür­
den diese zu Bestandteilen des Grundstücks, weil die Absicht
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des Errichters dann Zusammenfalle, die Sachen nur während 
seiner Besitzzeit zu unterhalten (RGZ 97, 105; vgl auch 
die positive Regelung in § 12 Ahs 3 der ErhhaurechtsVerord­
nung im Palle des Erlöschens de» Rechtes, kraft dessen ein 
Bau hergestellt ist)* Von diesem Sonderfall abgesehen hat 
es eine bloße nachträgliche Änderung der Zweckbestimmung 
nicht als ausreichend erachtet, die ursprünglich nur zu vor­
übergehendem Zwecke mit dem Grund und Boden verbundenen 
Sachen zu Bestandteilen des Grundstücks.werden zu lassen 
(Warn 1934 Nr 19)* Als weitere Voraussetzung dafür hat es 
gefordert, die Verbindung müsse als für die Dauer gewollt 
erkennbar werden. Dabei hat ear der Änderung der Zweckbestim- I 

* mung eine verftigungsähnliche Bedeutung beigemessen und sie 
daher rechtlich einer Verfügung über die Sache gleich er- 
achtet (aaO S 42). Diäser Gedankengang weist auf die Anwen~ 
dung der §§ 929 ff BGB in abgewandelter Porm hin und würde 
folgerichtig zur Begründung der Bestandteilseigenschaft die 
Zustimmung des Grundstückseigentümers im Sinne der Einigung 
über den Eigentumsübergang erfordern* In dieser Beziehung 
könnte zwar die Behauptung der Beklagten von Bedeutung sein> 
sie habe seit Benutzung des Landes und der Bunker sowohl an 
das Finanzamt wie an die Klägerin eine laufende ITutzungs- 

• entschädigung gezahlt, woraus auf das Einverständnis aller 
Beteiligten geschlossen werden könnte* Wie aber das Berufungs- j 
gericht weiterhin feststellt, hat die Beklagte den Ausbau 
der Bunker im Hinblick darauf vorgenommen, daß sie demnächst 
das Grundstück erwerben wolle* Das steht der Annahme entge­
gen, die Beklagte könne im Rahmen der Einigung der Beteilig­
ten den Willen gehabt haben, die Bunkerbauten zunächst in 
das Eigentum der Klägerin fallen zu lassen*

Von der Frage der Änderung der Zweckbestimmung dieser 
Bauten der Kriegsmarine ist die unmittelbare sachenrechtliche 
Auswirkung der eigenen Bauten der Beklagten zu trennen. Auch 
insoweit geben die Ausführungen des Berufungsgerichts zu

J
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rechtlichen Bedenken Anlaß <, Zwar ist ihm ̂ uzustiiiimenj daß 
die Absicht der Beklagten, das Grundstück zu erwerber.; si- 
r.cr vorüber gehendem. Z w 3 c k c es“ immung der leübauten entgeger.- 
steht; :(BGHZ 8.. 1 [8] ) ? , I)a heBelts amsgeführt -
die Bühkerbautem^;bewö̂ ii<ihe:,:̂ ä|h;̂HIw- Pe©hth:sihhe waren,.; 
löste die ;;felii:e 'h;e|§tvwli;tâ
w elch e  d ie  B e k la g te  n ic h t  zu einem  vorübergeh en den  Zweck .... 
e r r ig H te te  r d i e '  -Wirkung' ; 
n i  a h t :; d e s sen d ers:. a n ie ii' :
.Ward ent ̂ h ia h t  :;;i:B;e;s t  and t  f  i  e r n ■■ z us amme n
& iij;;':d;ehrbeh|i|l§i^

ge| i ;^Ä| hhgehamdatBa; ' hty:i;dh.: e r h a l t i  d i e : Buhke r  
b a u te h h a ls ;-5Sa;ü | > t , warden 
d as bi) e ü t  s I t S l  ö la S t  ® dtt d i  ab lih k iag tllS ^^
.WaShbamt bmit ::̂ M en lc il;is  ;hf i a l e h ;B ie i t lM
ih § t :s te l iu h g ^  'Vb

. -iv t -!|ht tt

wenn die
-Bunked Bedeülf^^
vgt|f|:h;®aß td ie-: IWahhb amt e h;a 1 # 'la up'ifaSjMi^
.'̂;;B̂nh::twürde;' 4ia::':Beklagte.. dureh'bden ■^nbb^
.iSaÄ tforgang; herbeigeführf; habalt̂
tglpn^ ' dea ̂ Beuf sahen,
..ten aisgbewegiiehemf Bachemtmh^
neuer Sachen, doh„ des t Ge samt komplexes der Wohnhäuser., unter 
gleichzeitiger Verbindung mit dem Grundstück; ohne Verfolgen 
eines nur vorübergehender. Zweckest In diesem Balle würde ,.
■ ■allerdings der Tatbestand des § 944. BGB gegeben; sein„ Indes­
sen fehlen in dieser Beziehung Feststellungen des Satr-iehters 
Wenn auch die Abgrenzung gemäß RGZ152, 91 [99j grundsätz­
lich nicht nach dem Wertverhältnis, sondern nach der allge­
m einen B edeutung der e in z e ln e n  T e i le  fü r  das Wesen des
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Ganzen vorzunehmen ist, so dürfte hier schon die Tatsache, 
daß das Finanzamt zunächst 11-520 DM als Preis für dis 
Bunkert’eile von der Beklagten gefordert hat, dagegen spre­
chen, diese als unwesentlich für den Gesamtbau anzusehen. 
Andererseits könnte nach den Lichtbildern, die dem Tatrich­
ter mit dem Gutachten der Landwirtschaftskammer vorgelegt 
worden sind, nicht ausgeschlossen sein, daß die Beklagte 
einzelne Gebäude von Grund auf neu errichtet hätte- In diesem 
Falle würde allerdings der Folgerung des Berufungsgerichts 
beizutreten sein, daß diese Teile wesentliche Bestandteile
des Grundstücks der Klägerin geworden sind. In dieser Bezie-

»

hung fehlen aber gleichfalls tatrichterliche Feststellungen,

Die vorstehenden Gesichtspunkte sowie auch einzelne 
Bedenken gegen die Berechnungsweise des zu entschädigenden 
Grundstücks\yertes nötigen .je'doch nicht zu einer Aufhebung 
des angefochtenen Urteils- Denn dem Berufungsgericht ist 
auch unter Berücksichtigung der weiteren Rügen der Revision 
im Ergebnis zu folgen*

III

Das Berufungsgericht läßt es zwar im Anfang der Ent­
scheidungsgründe (S 6 des Urteils) dahingestellt, ob die 
Grundstücke am Landweg (ganz allgemein be­
trachtet) als Bauland angesehen werden müssen, führt dann 
aber bei Prüfung des Preisstops betreffs des enteigneten 
Grundstücks aus, dieses sei durch verschiedene Maßnahmen in 
den Jahren 1946 bis 1950 zu einem ganz anderen Grundstück 
als Weideland geworden (S 10 des Urteils), Die rechtliche 
Würdigung dieser tatsächlichen Feststellung führt zur Aner­
kennung der Klagforderung,

Ohne Rücksicht darauf, welche Eigenschaft dem Land in 
der betreffenden Gegend allgemein beizumessen ist, hatte
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jedenfalls das enteignete Grundstück seinen Charakter als 
Weideland und als landwirtschaftlich genutztes Grundstück 
überhaupt verloren, als das Enteignungsverfahren eingelei­
tet wurde. Denn die Beklagte selbst hat ihm durch den Bau 
von 18 Wohnungen diesen Charakter genommen und den Grund 
und Böden zum bebauten Grundstück gemacht. Hach enteignungs­
rechtlichen Grundsätzen ist zwar eine Werterhöhung bei der 
Entschädigung nicht zu berücksichtigen, die das abzutretende 
Grundstück erst infolge der neuen Anlage des begünstigten 
Unternehmers erhält (•§ 10 Abs 2 PrEnteignG). Denn nach der 
Rechtsprechung des Senats ist das landesrechtliche Enteig­
nungsrecht auch bei einer Enteignung nach der reichsrecht­
lichen Behebungsverordnung ergänzend heranzuziehen (BGHZ 12, 
357 [367] und Urteil des Senats vom 7* Januar 1955 - V ZR 
102/53 = NJW 1955, 420, 1 S p K  Demgemäß könnte in Betracht 
kommen, die Veränderung der Eigenschaft des Grundstücks der 
Klägerin durch die Beklagte als Unternehmerin auszuschalten. 
Indessen liegen hier die Verhältnisse anders als im Balle 
der angeführten Vorschrift, Denn die Beklagte hat das Grund­
stück der Klägerin zunächst ohne Rücksicht auf ein späteres 
Ente igrrungs verfahren mit den Wohnhäusern bebaut und damit 
seinen Charakter verändert. Wie aus dem Antrag der Beklag­
ten auf Einleitung des Enteignungsverfahrens vom 31. Mai 
1950 (Bl 8 der Enteignungsakten des Regierungspräsidenten 
in Aurich) hervorgeht, sind zwar zunächst erst zehn Wohnungen 
errichtet worden und war der Bau weiterer ächt Wohnungen bei 
Antragstellung noch im Gange, Die Eigenschäft des enteig- 
neten Grundstücks als landwirtschaftliches Weideland hatte 
die Beklagte aber auch schon durch den Einbau der ersten 
zehn Wohnungen aufgehoben. Die Wertsteigerung des Grundstücks 
der Klägerin durch die Änderung seiner Benutzungsart hier 
ist im Sinne der angeführten Vorschrift des preußischen 
Enteignungsrechts nicht durch ein ‘’Unternehmen" der Beklag­
ten im Zusammenhang mit der Enteignung herbeigeführt worden 
und ist auch keine Nebenwirkung eines solchen. Die Beklagte
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hat sich auch weder bei Beginn ihrer Bauarbeiten noch spä­
ter, bis sie vollendete Tatsachen geschaffen hat, vorläu­
fig in den Besitz des Grundstückes durch die Enteignungs­
behörde einweisen lassen (vgl § 5 der preußischen Ausfüh­
rungsverordnung zur Behebungsverordnung vom 14* Februar 1921, 
GS 315)o Einen entsprechenden Antrag hat sie vielmehr ersc 
mit dem Antrag auf Einleitung des Enteignungsverfahrens 
gestellt» Wie aus diesem Antrag weiterhin ersichtlich ist, 
•hat die Beklagte im Laufe der Jahre zunächst die Bauten zu 
einem erheblichen Teil ausgeführt und ist sie erst dann, 
als sie erhebliche Geldmittel investiert hatte, als sie 
ferner dabei war, die restlichen Ausbauten vorzunehmen und 
als ein freihändiger Ankauf nicht zustandegekommen war, 
überhaupt auf die Enteignung zugekommen» Bei einem solchen 
Geschehensablauf kann von einer Wertsteigerung als Folge 
des Enteignungsunternehmens keine Rede sein, die §• 10 Abs 2 
PrEnteignG von der Berücksichtigung bei der Entschädigung 
ausschließen will, Bern steht auch nicht entgegen, daß die 
Beklagte schon bei Ausführung der Bauten die Absicht gehabt 
hat» das Grundstück zu erwerben, wie vorstehend unter dem 
Gesichtspunkt des § 93 BGB ausgeführt ist» Diese Absicht 
hat sie jedenfalls während eines längeren Zeitraumes nicht 
verwirklicht. Die ohne Rücksicht auf eine etwaige spätere. 
Enteignung bereits mehrere Jahre zuvor von ihr selbst.her­
beigeführte Aufhebung der landwirtschaftlichen Nutzungsart 
des Grundstücks der Klägerin muß daher die Beklagte gegen 
sich gelten lassen. Etwas anderes könnte nur dann gelten, 
wenn die Klägerin im Zeitpunkt der Antragstellung der 
Beklagten beim Regierungspräsidenten, am 31» Hai 1950, in 
der Lage gewesen wäre, die Wiederherstellung des alten 
Kulturzustandes zu verlangen, wie dies § 5 des Mietvertra­
ges mit dem Reichsfiskus (Kriegsmarine) vorsah. Dabei könnte 
.dahingestellt bleiben, ob sich ein solcher Anspruch unmit­
telbar auf diese Bestimmung gegen die Beklagte als etwaige 
Rechtsnachfolgerin des Mieters richten könnte oder ob er
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aus 5 1004 BGB herzuleiten wäre* Jedenfalls ist ein sol­
cher Anspruch zu verneinen, nachdem die Beklagte bereits 
zehn Wohnungen auf dem Grundstück geschaffen hatte. In 
dem hier in Betracht kommenden Zeitpunkt (31. Mai 1950) 
war zwar das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz vom 31. März 
1953 (BGBl I 97) noch nicht in Kraft, dessen § 22 den Ab­
bruch von Wohnraum ohne Genehmigung der Wohnungsbehörde 
verbietet. Der Verordnung Uber den Abbruch von Gebäuden 
vom 3. April 1937 (RGBl I 440) kommt andererseits nur auf­
sichtsrechtliche Bedeutung zu, wie der Senat im Urteil vom 
17. September 1954 - V ZR 35/54 - S 37 ausgesprochen hat. 
Ebenso kann dahingestellt bleiben,, ob einem Abbruchver­
langen der Klägerin nicht schon § 8 der damals noch gelten­
den Ersten Durchführungsverordnung des Riedersächsischen 
Ministers für Arbeit, Aufbau und Gesundheit zum Gesetze 
Rr 18 des Kontrollrates - Wohnungsgesetz - vom 7. Februar 
1948 (GV0B1 7) entgegengestanden hätte in der Erwägung, 
daß die Vernichtung von Wohnraum das höchste Maß der Zweck­
entfremdung dargestellt hätte. Denn unabhängig von besonde­
ren Rechtsvorschriften und Verwaltungsvorschriften wäre dis 

. Forderung der Klägerin, die Wohnungsbauten wieder zu besei­
tigen, bei der außerordentlichen Wohnungsnot der damaligen 
Zeit schon am Einwand der unzulässigen Rechtsausübung (§ 242 
BGB) gescheitert.

Der Beurteilung des enteigneten Grundstücks als be­
bautes Band stehen auch nicht, wie das Landgericht annimmt, 
besondere Vorschriften des Preisstops entgegen. Richtig ist 
zwar, daß die PreisVorschriften auch bei der Festsetzung 

« der Entschädigung für enteignete Grundstücke zu berücksich­
tigen sind, wie der Senat wiederholt entschieden hat (BGHZ 
6, 91 [99], 12, 357 [376]; 13» 378). Das gilt auch unter 
Berücksichtigung des Art 14 Abs 3 GrundG (BGHZ 13» 378).
Da die Enteignung bereits im Jahre 1951 durchgeführt worden 
ist, hat die Aufhebung des Preisstops für bebaute Grund-



stücke gemäß Verordnung PR 75/52 vom 28, November 1952 
(BGBl I 792) hier keinen Einfluß (BGHZ 19, 139)« Wie der 
Senat aber weiter ausgesprochen hat, kommt der Festsetzung 
eines Stoppreises durch die Preisbehörde im Rechtsstreit 
über die Höhe der Enteignungsentschädigung keine bindende 
Wirkung zu. Vielmehr hat das Gericht von sich aus den höchst 
zulässigen Preis zu ermitteln, wobei es die Preisbehörde 
gutachtlich hören kann. Daher hat im vorliegenden Pall der 
Bescheid des Regierungspräsidenten vom 23* Juni 1952, wel­
cher die von der Enteignungsbehörde festgesetzte Entschädi­
gung als dem Höchstpreis entsprechend bezeichnet, keine 
bindende Kraft. Das Landgericht hat seine Auffassung, das 
enteignete Grundstück könne nicht als Bauland bewertet wer­
den, besonders mit auf die Runderlasse des Reichskommissars 
für die Preisbildung Nr 64/41 vom 10. Juni 1941 (MittBl I 
350) und Nr 66/42 vom 1* Juli 1942 (MittBl I 438) gestützt. 
Unter II 9 des Runderlasses Nr 64/41 wird die Zulässigkeit 
besonderer Baulandpreise davon abhängig gemacht, daß am 
17« Oktober 1936 mit der Bebauung des Grundstücks in abseh­
barer Zeit gerechnet wurde und aus diesem Grunde in der in 
Betracht kommenden Gegend im GrundStücksverkehr allgemein 
Preise gezahlt wurden, die den Ertragswert der Grundstücke 
erheblich übersteigen. Für landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke außerhalb der bebauten Ortslage ist in Nr 8 des 
Runderlasses Nr 66/42 darauf abgestellt, ob am Stichtag der 
Preisstopverodnung die Entwicklung des Geländes im Hinblick 
auf Beine Verwendbarkeit zur Bebauung so weit fortgeschrit­
ten war, daß in naher Zeit mit Sicherheit mit seiner Be­
bauung gerechnet werden konnte® Unter "naher Zeit” soll in 
Anlehnung an die Rechtsprechung des Reichsfinanzhofes zu 
§ 51 Abs 2 RBewG eine Prist von etwa 6 Jahren verstanden 
werden. Diese Vorschriften stehen aber hier unter Berück­
sichtigung der besonderen Gestaltung des Palles der Auffas­
sung des Senats nicht entgegen, das enteignete Grundstück 
als bebautes Land zu beurteilen. Schon der letzte Satz der
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Nr 8 des Runderlasses Nr 66/42 gibt in anderer Beziehung 
zu erkennen, daß außergewöhnliche Verhältnisse zu berück­
sichtigen sind, wenn dort weiter bestimmt ist?

“Dabei kommt es aber nicht darauf an, daß die Bebau-- 
ung tatsächlich bis Ende 1942 erfolgen wird, son­
dern darauf, daß bei Inkrafttreten der Preisstop- 
verordnung unter normalen Verhältnissen mit einer 
Bebauung innerhalb von 6 Jahren mit Sicherheit 
gerechnet werden konnte."

Von diesem Gesichtspunkt abgesehen, enthalten aber die 
beiden angeführten Runderlässe keine Bestimmung, die irgend­
wie das Besondere des vorliegenden Falles treffen könnte. 
Dieses liegt ja gerade darin, daß die Beklagte das Grund­
stück tatsächlich bebaut bzw. die nur zu vorübergehendem 
Zwecke errichteten Bunkerbauten zu Wohnungen umgestaltet 
hat, deren Beseitigung die Klägerin bei Antragstellung 
der Beklagten auf Enteignung und erst recht im Zeitpunkt 
der Enteignung nicht verlangen konnte0 Geht man davon aus, 
daß diese Wohnbauten nicht wesentliche Bestandteile des 
Grundstücks geworden sind, dann kann gleichwohl nicht unbe- 
rücksichtig bleiben, daß das enteignete Grundstück bereits 
bei der Enteignung tatsächlich bebaut warP, Ist auch in die­
sem Falle nur der Grund und Boden von der Enteignung betrof­
fen worden, so muß demnach beachtet werden, daß dieser im 
Zeitpunkt der Enteignung kein landwirtschaftlich genutztes 
Grundstück mehr war und daß die Beklagte den Charakter als 
bebautes Land selbst und zwar Jahre zuvor geschaffen hat, 
ehe ein Erwerb des Grundstückes durch sie überhaupt in 
Frage kam. Ein so außergewöhnlich gestalteter Fall wird 
von den einzelnen Bestimmungen des Preisstops über die Bau­
landeigenschaft nicht erfaßt. Hier die Fiktion etwa aus 
allgemeinen preisrechtlichen Grundsätzen aufrechtzuerhal­
ten, daß die von der Beklagten herbeigeführte Eigenschaft 
des Grundstückes als eines tatsächlich bebauten nicht ge­
geben sei, würde mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht
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vereinbar sein. Sinn der Preisgesetzgebung für den Grund­
stücksverkehr des Jahres 1936 und der folgenden Jahre war 
es, Bauland zu angemessenem Preis für den auch damals dring­
lichen Wohnungsbau zu sichern und dem Grundstückseigen­
tümer nicht besondere Vorteile zufließen zu lassen, die 
sich aus der allgemeinen Entwicklung durch die zunehmende 
Verknappung des Grund und Bodens ergeben könnte«. Darauf 
beruht die Bindung an die im Jahre 1936 voraussehbare Ver­
wendung* landwirtschaftlichen Bodens für den Wohnungsbau. 
Diese Erwägung entfällt aber, wenn - wie hier - der Erwerber 
zuvor selbst die Verwendungsart des Grundstücks bestimmt 
und damit der allgemeinen Entwicklung vbrgegriffen hat.

Bedenken gegen die hier vertretene Auffassung sind 
auch nicht aus den Erörterungen von Holzapf1 in NJW 1953?
811 zu der Präge herzuleiten, ob die Preisbindung bei Bau 
auf fremden Grund und Boden gemäß Verordnung PR Hr 75/52 
auch dann weggefallen ist, wenn das Gebäude nicht im Eigen­
tum des Grundstückseigentümers steht. Er verneint die Präge, 
wenn der Veräußerungsvertrag das Gebäude nicht mit einbe- 
'zieht. Im vorliegenden Palle ist die Problemstellung jedoch 
eine andere, da es entscheidend auf die tatsächliche Hut­
zungsart des Grundstücks ankommt. Es kann daher auch da­
hingestellt bleiben, ob der Ansicht von Kolzapfl beizu­
treten ist.

Die vorstehend erörterten Prägen sind auch .unter 
Berücksichtigung des Obergangsgesetzes über Preisbildung 
und Preisüberwachung (Preisgesetz) des Wirtschaftsrates 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 10- April 1948 
(WiGBl 27) i-V. mit dem Gesetz zur weiteren Verlängerung 
der Geltungsdauer des Preisgesetzes vom 29. März 1951 
(BGBl I 223) nicht anders zu beurteilen. Das gilt auch 
betreffs des Gemeinschaftlichen Runderlasses des Reichs­
kommissars für die Preisbildung Nr 65/42 (IX - 31 - 351/42) 
und aller beteiligten obersten Reichsbehörden vom 27. Juni



1942 (MittBl I 425, vgl auch Allg Vfg RJMin in Dl 19*42,
440) betr. Durchführung des PreiserhöhungsVerbots bei Enc- 
eignungen sowie betreffs der Anordnung des Direktors der 
Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsge­
bietes vom 27. Dezember 1948 zur Änderung und Ergänzung 
der Anordnung über Preisbildung und Preisüberwachung nach 
der Währungsreform vom 25. Juni 1948 (WiGBl 1948, 61;
1949, 12).

Sollten die Wohnbauten der Beklagten andererseits 
doch ganz oder teilweise wesentliche Bestandteile des ent- 
eigneten Grundstücks bereits bei ihrer Errichtung geworden 
sein, was nach den Ausführungen unter Kr II nicht als aus­
geschlossen angesehen werden kann, dann würde der Grund 
und Boden seine landwirtschaftliche Nut2ungsart im Zeit­
punkt der Enteignung erst recht verloren haben«

Das enteignete Grundstück ist somit weder als land­
wirtschaftlich ge'nutzes Land noch als Bauland, sondern als 
Grund und Boden eines tatsächlich bebauten Grundstücks 
zu bewerten. Daran ändert auch der Umstand nichts, daß 
die Wohnbauten der Beklagten nach dem oben unter II Ausge­
führten in erster Linie nicht als wesentliche Bestandteile 
des Grundstücks im Zeitpunkt der Enteignung anzusehen sind. 
Pür die Ermittlung dieses Bodenwertes kann der Preis für 
entsprechendes Bauland die Richtlinie bilden. Eine solche 
Berechnungsweise würde die Beklagte auch dann nicht beschwe­
ren, wenn im Sinne der weiteren Ausführungen unter II a.S. 
doch eine Bestandteilseigenschaft der Bauten ganz oder 
teilweise anzunehmen wäre.

Insofern ist der Senat in der Lage, auf Grund der 
vom Landgericht eingeholten Gutachten der Sachverständigen 

und van S c h ^ | ^  Feststellungen zu treffen« Danach 
ist der von der Klägerin geforderte Preis von 2,50 DM für 
den Quadratmeter nicht zu hoch bzw. angemessen. Diesen



- 19 -

Betrag der Entscheidung zugrunde zu legen, steht weder das 
unter anderen Voraussetzungen erstattete Gutachten der Land- 
wirtschaftskamiäer noch die-Tatsache entgegen* daß die Preis 
behörde zu dieser Bewertungsart nicht gehört ist« Da die 
Enteignungsbehörde nach dem Einspruchsbescheid vom 24» 
November 1951 die Entschädigung des subjektiven Wertes zu­
folge der Wirtschaftsbeeinträchtigung des He8tgrundStückes 
selbst auf -,7!?^estge8etzt hat, verbleiben von dem vor­
stehenden Satz von 2,50 DM nur 1,75 DM als Wert des reinen 
Grund und Bodens * Das liegt unter dem Stoppreis von 2 DM, 
der sich aus den Angaben des .Gutachters von S c h ^ ^ B  er- 
gibt» Es. bedarf deshalb keiner erneuten Anhörung der Preis­
behörde. Der Bescheid des Regierungspräsidenten vom 23»
Juni 1952, 1 DM. als Höchstpreis für den Quadratmeter
bezeichnet, beruht auf der Beurteilung des Grund und Bodens 
als landwirtschaftlich genutztes Grundstück und hat des­
halb hier außer Betracht zu bleiben» Auf der anderen Seite 
«liegen die vorstehend ermittelten 1,75 DM nur wenig höher 
als die Schätzung der Landwirtschaftskammer mit 1,50 DM» 
Dieses Gutachten kann daher die Angaben der beiden anderen 
■Sachverständigen nicht entkräften.. Es ist auch unerheblich, 
daß die Landwirtschaftskammer die Entschädigung für die 
Beeinträchtigung* des Restgrundstückes mit einem niedrige­
ren Gesamtbetrag errechnet hat* als er sich nach der Fest­
setzung durch die Enteignungsbehörde selbst ergibt»

Der Klaganspruch ist somit berechtigt».
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